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Wahrung des Rechts auf Verteidigung 
im Strafverfahren
Dr. FRITZ MÜHLBERGER, Berlin

Jede strafprozessuale Maßnahme ist wie das gesamte Straf-, 
verfahren der DDR auf das Ziel gerichtet, die objektive Wahr­
heit festzustellen, die sozialistische Gesetzlichkeit und Ge­
rechtigkeit zu verwirklichen und das Verfahren in allen seinen 
Stadien zügig, konzentriert und gesellschaftlich wirksam 
durchzuführen. Das verfassungsmäßige Recht auf Verteidi­
gung ist ein Bestandteil der Garantien für die Wahrung der 
Rechte der Bürger (Art. 102 Abs. 2 Verf., Art. 4 StGB und 
§§ 3, 15, 16, 61 ff. und 72 StPO). Seine reale Grundlage hat 
es in den gesellschaftlichen Verhältnissen des sozialistischen 
Staates.

Für die Wahrnehmung des Rechts auf Verteidigung ist 
wesentlich, daß jeder Beschuldigte oder Angeklagte die Mög­
lichkeit hat, sich einen Rechtsanwalt als Verteidiger im Straf­
verfahren zu wählen. Der Rechtsanwalt hat als Jurist mit 
seiner Lebens- und Berufserfahrung als Wahlverteidiger und 
auch in den zahlreichen vom Gesetz bestimmten obligato­
rischen Fällen, ln denen er vom Gericht zu bestellen ist, so­
fern eine Wahl nicht erfolgt ist (§§ 63 Abs. 1 und 2, 72 Abs. 2 
StPO), zu gewährleisten, daß der Beschuldigte oder Ange­
klagte alle Möglichkeiten zu seiner Verteidigung und zur 
Wahrnehmung seiner Interessen voll ausschöpfen kann. Wirkt 
ein Rechtsanwalt als Verteidiger am Verfahren mit, dann ist 
er „verpflichtet, die Interessen des Mandanten gewissenhaft 
und mit allen gesetzlich gebotenen Mitteln zu vertreten. .. 
Dazu gehören „Mühe, Einsatz, Umsicht und Kenntnisreich­
tum.“ 1 Er muß die erforderliche Zeit aufwenden, um sich mit 
den Problemen der Sache vertraut zu machen, darf aber an­
dererseits das Verfahren nicht hinauszögern, z. B. indem er 
nicht oder mit erheblicher Verspätung zur gerichtlichen Haupt­
verhandlung erscheint, so daß eine Vertagung notwendig ist 
oder — sofern dafür die gesetzlichen Voraussetzungen vor­
liegen — ohne Verteidiger verhandelt werden muß.

Zu dieser Problematik hat G. G y s i  eine andere Auffas­
sung geäußeft, als sie bisher in Veröffentlichungen vertreten 
wurde.1 2

Gewährleistung des Rechts auf Verteidigung im Rahmen 
der Grundprinzipien des sozialistischen Strafverfahrens

Als Ausgangspunkt seiner Darlegungen bezeichnet G. Gysi das 
Recht auf Verteidigung als ein Grundrecht der Bürger gemäß 
Art. 102 Abs. 2 Verf. Das Recht auf Verteidigung ist aber nicht 
ein Grundrecht i. S. der Art. 19 bis 40 der Verfassung, sondern 
ein Grundprinzip des sozialistischen Strafverfahrens. Ihm 
kommt allerdings allein deshalb, weil es kein Grundrecht ist, 
keine geringere Bedeutung zu.

Bei einer Kollision zwischen dem Prinzip der Gewähr­
leistung des Rechts auf Verteidigung und dem ebenfalls für 
das Strafverfahrensrecht geltenden Prinzip der differenzier­
ten Gestaltung und beschleunigten Durchführung des Straf­
verfahrens — so meint G. Gysi — sei „klar und eindeutig fest­
zustellen, daß der Gewährleistung des Rechts auf Verteidi­
gung die höhere Bedeutung zukommt“. Ebenso hätten die 
Prinzipien der objektiven und unvoreingenommenen Wahr­
heitsfeststellung und der Unmittelbarkeit und Mündlichkeit 
der Beweisaufnahme Vorrang vor dem „Prinzip der Ratio­
nalität und Zügigkeit“ des Verfahrens. Es bestünden gradu­
elle Unterschiede zwischen den einzelnen Prinzipien des Straf­
verfahrens. Das Recht auf Verteidigung habe allein schon des­
halb eine höhere Bedeutung, weil es ein Verfassungsprinzip 
ist. Damit verkennt G. Gysi m. E. die Beziehungen dieser Prin­
zipien zueinander und ignoriert ihre gegenseitige Verflech­
tung.

In jedem Strafverfahren sind alle für seine Durchführung 
geltenden Grundsätze genauestens zu beachten. Sie haben 
letztlich alle in der Verfassung ihren Ursprung. Das gilt für 
jedes Stadium des Verfahrens unabhängig davon, ob sie außer 
in der Verfassung auch noch im GVG, StGB oder in der StPO

geregelt sind. Die Grundsätze des Strafverfahrens sind ein 
zusamengehöriger Komplex gesetzlicher Bestimmungen, von 
denen einige von anderen abgeleitet sind und diese konkre­
tisieren oder ergänzen. Sie stehen aber insgesamt in einem 
wechselseitigen Zusammenhang. Erst die Realisierung in ihrer 
Gesamtheit gewährleistet die gerechte Anwendung des sozia­
listischen Strafrechts.3

Nach Art. 19 Abs. 2 Verf. sind Achtung und Schutz der 
Würde und Freiheit der Persönlichkeit Gebot für alle staat­

lichen Organe, alle gesellschaftlichen Kräfte und jeden einzel­
nen Bürger. Dieses Grundrecht wird in § 3 StPO konkretisiert, 
der die Gerichte, Staatsanwälte und Untersuchungsorgane 
gleichermaßen sowohl zur Achtung der Grundrechte und der 
Würde der Bürger als auch zur Gewährleistung des Rechts 
auf Verteidigung verpflichtet.' Dieses Recht ist außer in Art. 102 
Abs. 2 Verf. auch in den §§ 15, 16, 61 ff. und 72 StPO geregelt. 
Ähnlich verhält es sich mit dem Grundrecht der Gleichheit 
aller Bürger vor dem Gesetz nach Art. 20 Abs. 1 Verf., das in 
§ 5 Abs. 1 StPO weiter wie folgt konkretisiert ist: Niemand 
darf wegen seiner Rasse, seines Glaubensbekenntnisses, seiner 
Weltanschauung strafrechtlich verfolgt oder benachteiligt wer­
den; für jeden gelten die Vorschriften der StPO gleicher­
maßen und unabhängig von der erhobenen Beschuldigung. 
Die Gleichheit aller Bürger vor dem Gesetz wird aber nicht 
als formale Gleichheit verstanden, denn nach § 5 Abs. 2 StPO 
erfordert dieser Grundsatz die allseitige Aufklärung der Straf­
tat unter Berücksichtigung der Unterschiede in der Entwick­
lung des Beschuldigten oder des Angeklagten als Voraus­
setzung für die einheitliche und gerechte Anwendung des 
Strafrechts. Übereinstimmend mit Art. 19 und 20 Verf. sichert 
auch Art. 5 StGB die gesellschaftlich real gleichberechtigte 
und gleichverpflichtete Stellung des Bürgers in der sozia­
listischen Gesellschaft.

Wird ein Grundrecht oder ein anderer Verfassungsgrund­
satz nicht beachtet, sind damit oft auch andere verfassungs­
rechtliche Bestimmungen oder das materielle Strafrecht bzw. 
das Strafprozeßrecht verletzt. Dieser Zusammenhang wird be­
sonders bei den Grundsätzen der Gewährleistung der sozia­
listischen Gesetzlichkeit (Art. 87, 90 und 99 Verf.), der diffe­
renzierten und beschleunigten Durchführung des Strafver­
fahrens (§ 2 StPO) und der Feststellung der objektiven Wahr­
heit (§ 8 StPO) deutlich.

Das Prinzip der differenzierten Gestaltung und beschleu­
nigten Durchführung des Verfahrens betrifft nicht etwa nur 
einzelne, willkürlich bestimmte Verfahren, die mit geringerer 
Qualität durchgeführt werden dürfen. Dieses Prinzip ist viel­
mehr in jedem Verfahren ausnahmslos voll zur Geltung zu 
bringen. Der notwendige Arbeitsaufwand in einem Strafver­
fahren ist allerdings keine selbständige konstante Größe. Er’ 
ist immer auch von der Anzahl und Art der im jeweiligen 
Verfahren für die Feststellung der Wahrheit notwendigen 
Beweismittel und von den gesetzlich vorgeschriebenen For­
men der Beweiserhebung abhängig. Es geht also nicht darum, 
den Arbeitsaufwand im Strafverfahren generell oder auch nur 
in einzelnen bestimmten Verfahren zu verringern. Vielmehr 
ist in jedem Verfahren das jeweils Erforderliche zu tun, um 
das Ziel des Strafprozesses — jeden Schuldigen, aber keinen 
Unschuldigen strafrechtlich zur Verantwortung zu ziehen — 
mit hoher gesellschaftlicher Wirksamkeit zu erreichen. Eine 
fehlerhafte Arbeitsweise, die den Grundsatz der differenzier­
ten Gestaltung und beschleunigten Durchführung des Verfah­
rens verletzt, wirkt sich in der Regel auch auf andere in der 
Verfassung konkreter geregelte Verfahrensgrundsätze negativ 
aus, wie z. B. auf den Grundsatz der Achtung und des Schut­
zes der Würde und Freiheit der Persönlichkeit oder auf den 
Grundsatz der Gleichheit der Bürger vor dem Gesetz, der 
Gewährleistung der Gesetzlichkeit oder des Rechts auf Ver­
teidigung.
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